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Erörterungstermin im Planfeststellungs-
verfahren für den barrierefreien Ausbau

der U-Bahn-Haltestelle Legienstraße
Die Hamburger Hochbahn AG (HOCHBAHN) hat bei

der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation den
Plan zum barrierefreien Ausbau der U-Bahn-Haltestelle
Legienstraße eingereicht und die Planfeststellung dafür
beantragt. Der Ausbau umfasst im Einzelnen die Schaffung
einer neuen Anbindung mit zwei Zugängen mit jeweils
einem Aufzug sowie einer festen Treppe, die Errichtung
neuer Zuwegungen zwecks Anbindung der neuen Zugänge
an die Bahnsteige und die Herstellung der Bahnsteigteiler-
höhungen auf beiden Bahnsteigen sowie die daraus resultie-
renden Anpassungsmaßnahmen an den bestehenden Anla-
gen.

Die HOCHBAHN hat die Planunterlagen für das vorge-
nannte Vorhaben bei der Planfeststellungs- und Anhö-
rungsbehörde, dem Rechtsamt der Behörde für Wirtschaft,
Verkehr und Innovation, zur Durchführung des Planfest-
stellungsverfahrens gemäß § 28 des Personenbeförderungs-
gesetzes (PBefG) in Verbindung mit §§ 72 bis 78 des Ham-
burgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG)
eingereicht.

Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des
Vorhabens ergeben, haben vom 2. Januar 2014 bis zum 
3. Februar 2014 in der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und
Innovation zur Einsicht öffentlich ausgelegen.

Die Stellungnahmen und Einwendungen werden am 
3. April 2014 mit der HOCHBAHN, den Behörden und an-
deren Trägern öffentlicher Belange, den Betroffenen sowie
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert.
Die Erörterung beginnt um 10.00 Uhr in der Behörde für
Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Raum 826, Alter
Steinweg 4, 20459 Hamburg.

Der Tagungsort ist mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu
erreichen: S-Bahn (S1 oder S3) Station Stadthausbrücke, 
U-Bahn (U3) Station Rödingsmarkt.

Die Teilnahme am Erörterungstermin ist freigestellt. Die
Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die
Bevollmächtigung ist durch Vorlage einer schriftlichen
Vollmacht nachzuweisen. Bei Ausbleiben eines Beteiligten
kann auch ohne ihn verhandelt werden.

Die Erörterung ist nicht öffentlich, da es sich um eine
mündliche Verhandlung im Sinne des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (keine allgemeine Informationsveranstaltung)
handelt. 

Durch die Teilnahme am Termin gegebenenfalls entste-
hende Kosten (Fahrtkosten usw.) können nicht erstattet
werden.

Hamburg, den 25. März 2014

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
als Planfeststellungs- und Anhörungsbehörde
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Berichtigung
In der Bekanntmachung „Öffentliche Plandiskussion

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf
Langenhorn 78 (Hattinger Stieg)“ vom 19. Dezember 2013
(Amtl. Anz. 2014 S. 403) wird der dritte Absatz Satz 1
berichtigt. Es muss heißen: Das Plangebiet wird begrenzt
durch die Walter-Schmedemann-Straße (östlich) (vorher:
westlich) und dem Hattinger Stieg (westlich und südlich)
(vorher: östlich und südlich) sowie dem Grünzug Käcken-
kamp im Norden.

Hamburg, den 19. März 2014

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 477
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Kirchengesetz
über Art und Höhe der Kirchensteuer

(Kirchensteuerbeschluss – KiStB)
Vom 25. September 2013

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz
beschlossen; Artikel 110 der Verfassung wurde eingehalten.

§ 1 Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes der Ein-
kommensteuer (einschließlich Lohnsteuer, Kapitaler-
tragsteuer)

§ 2 Kirchensteuer im Falle der Pauschalierung der Ein-
kommensteuer (einschließlich Lohnsteuer)

§ 3 Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe

§ 4 Kirchensteuern vom Grundeigentum

§ 5 Kirchensteuerbeschluss für die in den Ländern Bran-
denburg und Niedersachsen liegenden Gebietsteile der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland

§ 6 Erhebung der Kirchensteuer für die Evangelisch-refor-
mierte Kirche in Mecklenburg

§ 7 Besondere Bestimmungen

§ 8 Inkrafttreten

§ 1

Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes
der Einkommensteuer

(einschließlich Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer)

Die Kirchenkreise erheben die Kirchensteuer in Höhe
eines Prozentsatzes der Einkommensteuer (einschließlich
Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) nach § 5 Absatz 1 Num-
mer 1 Buchstabe a der Kirchensteuerordnung in der jeweils
geltenden Fassung. Sie beträgt neun Prozent der nach Maß-
gabe von § 6 Absatz 1 und Absatz 3 der Kirchensteuerord-
nung ermittelten Einkommensteuer (einschließlich Lohn-
steuer, Kapitalertragsteuer), jedoch höchstens drei Prozent
des nach § 6 Absatz 2 der Kirchensteuerordnung ermittel-
ten zu versteuernden Einkommens (Obergrenze).

§ 2

Kirchensteuer im Falle der Pauschalierung
der Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer)

(1) Im Falle der Pauschalierung der Lohnsteuer (§ 11
Absatz 1 der Kirchensteuerordnung) beträgt die Kirchen-
steuer

1. im Bereich des Landes Hamburg vier Prozent,

2. im Bereich des Landes Mecklenburg-Vorpommern fünf
Prozent und

3. im Bereich des Landes Schleswig-Holstein sechs Pro-
zent

der pauschalen Lohnsteuer. Weist die Arbeitgeberin bzw.
der Arbeitgeber die Nichtzugehörigkeit einzelner Arbeit-
nehmerinnen bzw. Arbeitnehmer zu einer kirchensteuerer-
hebenden Körperschaft nach, so ist insoweit keine Kirchen-
steuer zu erheben. Für die übrigen Arbeitnehmerinnen bzw.
Arbeitnehmer beträgt die Kirchensteuer neun Prozent der
pauschalen Lohnsteuer. Im Übrigen wird auf die Regelun-
gen der ländereinheitlichen Erlasse vom 23. Oktober 2012
(Az.: S 2447-8-33, BStBl. I 2012 S. 1083) und vom 28. De-
zember 2006 (Az.: S 2447-8-35, BStBl. I 2007 S. 76) hinge-
wiesen.

(2) Im Falle der Pauschalierung der Einkommensteuer
(§ 11 Absatz 2 der Kirchensteuerordnung) gilt Absatz 1 ent-
sprechend. Weist die bzw. der Steuerpflichtige die Nichtzu-

gehörigkeit einzelner Empfängerinnen bzw. Empfänger von
Zuwendungen zu einer kirchensteuererhebenden Körper-
schaft nach, so ist insoweit keine Kirchensteuer zu erheben.
Für die übrigen Empfängerinnen bzw. Empfänger von
Zuwendungen beträgt die Kirchensteuer neun Prozent der
pauschalen Einkommensteuer.

§ 3
Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe

(1) Die Kirchenkreise erheben von Kirchenmitgliedern,
deren Ehegatte keiner steuerberechtigten Religionsgesell-
schaft angehört und die nicht nach dem Einkommensteuer-
gesetz getrennt veranlagt werden, das besondere Kirchgeld
in glaubensverschiedener Ehe nach § 5 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe b der Kirchensteuerordnung.

(2) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener
Ehe beträgt:

Bemessungsgrundlage
(gemeinsam zu versteuerndes jährliches

Stufe Einkommen nach § 10 Absatz 2 Kirchgeld
Kirchensteuerordnung)

Euro Euro

1 30 000 - 37 499 96
2 37 500 - 49 999 156
3 50 000 - 62 499 276
4 62 500 - 74 999 396
5 75 000 - 87 499 540
6 87 500 - 99 999 696
7 100 000 - 124 999 840
8 125 000 - 149 999 1 200
9 150 000 - 174 999 1 560

10 175 000 - 199 999 1 860
11 200 000 - 249 999 2 220
12 250 000 - 299 999 2 940
13 300 000 und mehr 3 600

§ 4
Kirchensteuer vom Grundeigentum

(1) Die Kirchengemeinden können im Bereich des Lan-
des Schleswig-Holstein Kirchensteuer vom Grundeigen-
tum nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 der Kirchensteuerord-
nung erheben.

(2) Die Kirchensteuer vom Grundeigentum wird in
Höhe eines Prozentsatzes des Grundsteuermessbetrages er-
hoben.

(3) Die Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes der
Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer, Kapitaler-
tragsteuer) und das besondere Kirchgeld in glaubensver-
schiedener Ehe sollen auf Antrag auf die Kirchensteuer
vom Grundeigentum angerechnet werden.

§ 5
Kirchensteuerbeschluss für die in den Ländern

Brandenburg und Niedersachsen liegenden Gebietsteile
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland

(1) Für die im Land Brandenburg liegenden Gebietsteile
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
findet der für das jeweilige Steuerjahr in der Evangelischen
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz im Be-
reich des Landes Brandenburg geltende Kirchensteuerbe-
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schluss in seiner jeweiligen Fassung mit Ausführungsbe-
stimmungen mit der Maßgabe Anwendung, dass bezüglich
der Höhe der Kirchensteuer § 1 in der jeweils geltenden
Fassung gilt.

(2) Für die im Lande Niedersachsen liegenden Gebiets-
teile der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutsch-
land findet der für das jeweilige Steuerjahr in der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers im Bereich des
Landes Niedersachsen geltende Landeskirchensteuerbe-
schluss in seiner jeweiligen Fassung mit Ausführungsbe-
stimmungen mit der Maßgabe Anwendung, dass bezüglich
der Höhe der Kirchensteuer § 1 in der jeweils geltenden
Fassung gilt.

§ 6
Erhebung der Kirchensteuer für die

Evangelisch-reformierte Kirche in Mecklenburg

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutsch-
land erhebt als gemeinschaftlicher Steuerverband die Kir-
chensteuer in Höhe eines Prozentsatzes der Einkommen-
steuer (Lohnsteuer) und das besondere Kirchgeld in glau-
bensverschiedener Ehe auch für die Evangelisch-refor-
mierte Kirche in Mecklenburg, Sitz Bützow, als Teil der
Evangelisch-reformierten Kirche nach Maßgabe der zwi-
schen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Meck-
lenburgs und der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode
ev.-ref. Kirchen Bayern und Nordwestdeutschland) ge-
schlossenen Vereinbarung über die gemeinsame Vereinnah-
mung und Verteilung der Kirchensteuern vom 19./29. Ja-
nuar 1998 (KABl S. 98).

§ 7
Besondere Bestimmungen

(1) Werden Kirchensteuern im Lohnabzugsverfahren
von einer Betriebsstätte einbehalten, die nicht im Bereich
des Finanzamtes liegt, in dem die oder der Kirchensteuer-
pflichtige ihren oder seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt hat, so sind für die Einbehaltung die am Ort der
Betriebsstätte geltenden Bestimmungen maßgebend.

(2) Bei der Berechnung der Kirchensteuern bleiben
Bruchteile von Cents unberücksichtigt.

(3) Die Regelungen dieses Kirchengesetzes zu Ehegatten
und Ehen sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartner-
schaften anzuwenden.

§ 8
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

*

Das vorstehende, von der Landessynode am 21. Septem-
ber 2013 beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkün-
det.

Kiel, 25. September 2013

Der Vorsitzende der Ersten Kirchenleitung
Gerhard Ulrich
Landesbischof

Az.: NK 7000-0 – F vH/FS Soe

Staatliche Genehmigung

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg – Se-
natskanzlei – hat mit Schreiben vom 22. Oktober 2013 und
18. November 2013 das Kirchengesetz über Art und Höhe
der Kirchensteuer (Kirchensteuerbeschluss – KiStB) nach

§ 4 Absatz 1 Satz 2 des Kirchensteuergesetzes vom 15. Ok-
tober 1973 (HmbGVBl. S. 431), zuletzt geändert am 16. De-
zember 2008 (HmbGVBl. S. 438), und Artikel 13 Absatz 2
des Vertrages zwischen der Freien und Hansestadt Ham-
burg und der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen
Kirche vom 29. November 2005 (HmbGVBl. 2006 S. 429)
mit Ausnahme von § 7 Absatz 3 KiStB genehmigt.
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Kirchensteuergesetz der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutschland 

(Kirchensteuerordnung – KiStO)
Vom 25. September 2013

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen; Artikel 110 der Verfassung wurde eingehalten.

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Abschnitt 1
Allgemeines

§ 1 Zweck der Kirchensteuererhebung
§ 2 Kirchensteuergläubiger
§ 3 Persönliche Kirchensteuerpflicht
§ 4 Beginn und Ende der Kirchensteuerpflicht

Abschnitt 2
Kirchensteuerarten und Bemessungsgrundlagen

§ 5 Kirchensteuerarten, allgemeine Grundsätze
§ 6 Bemessung der Kirchensteuer in Höhe eines Prozent-

satzes der Einkommensteuer (einschließlich Lohn-
steuer, Kapitalertragsteuer)

§ 7 Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes der Ein-
kommensteuer in konfessionsgleicher Ehe

§ 8 Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes der Ein-
kommensteuer in konfessionsverschiedener Ehe

§ 9 Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes der Ein-
kommensteuer in glaubensverschiedener Ehe

§ 10 Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe
§ 11 Kirchensteuer in den Fällen der Pauschalierung der

Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer)
§ 12 Kirchensteuer vom Grundeigentum in Schleswig-

Holstein
§ 13 Beschlüsse über Festsetzung, Art und Höhe der Kir-

chensteuer
§ 14 Kirchensteuererhebungsverfahren für die in Bran-

denburg oder Niedersachsen wohnenden Kirchen-
mitglieder

Abschnitt 3
Verwaltung der Kirchensteuern

§ 15 Grundsatz der Verwaltung der Kirchensteuer
§ 16 Übertragung der Verwaltung der Kirchensteuer
§ 17 Steuergeheimnis
§ 18 Vorauszahlungen
§ 19 Veränderung der Maßstabsteuer oder sonstiger Be-

messungsgrundlagen für die Kirchensteuer
§ 20 Stundung, Erlass, abweichende Festsetzung und Nie-

derschlagung durch den Kirchensteuergläubiger
§ 21 Verjährung
§ 22 Beitreibung
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Abschnitt 4

Rechtsmittel

§ 23 Rechtsbehelfsverfahren

§ 24 Einspruchsverfahren

§ 25 Widerspruchsverfahren

§ 26 Beschwerdeverfahren gegen ablehnende Billigkeits-
entscheidungen

§ 27 Gemeinsame Vorschriften für Widerspruch und Be-
schwerde

§ 28 Klageverfahren

Abschnitt 5

Kirchensteueraufkommen

§ 29 Kirchensteuereingänge

§ 30 Kirchensteueraufkommen

§ 31 Weiterleitung der Kirchensteuern

§ 32 Ausschuss der kirchensteuerberechtigten Körperschaf-
ten

§ 33 Verwaltungsvereinbarungen mit anderen Kirchen

Abschnitt 6

Ergänzende Vorschriften

§ 34 Verfahrensrechtliche Vorschriften

§ 35 Veröffentlichung

§ 36 Ausführungsbestimmungen

§ 37 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1

Allgemeines

§ 1

Zweck der Kirchensteuererhebung

Kirchensteuern werden zur Erfüllung der den Kirchen-
gemeinden, Kirchengemeindeverbänden, Kirchenkreisen,
Kirchenkreisverbänden und der Landeskirche sowie ihren
Diensten und Werken obliegenden Aufgaben erhoben.

§ 2

Kirchensteuergläubiger

Die Kirchenkreise erheben die Kirchensteuern vom
Einkommen. Im Übrigen erheben die Kirchengemeinden
die Kirchensteuern.

§ 3

Persönliche Kirchensteuerpflicht

(1) Alle Kirchenmitglieder der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Norddeutschland sind kirchensteuer-
pflichtig.

(2) Die Kirchensteuerpflicht für die Kirchensteuern
vom Einkommen besteht gegenüber dem Kirchenkreis, in
dessen Gebiet das Kirchenmitglied seinen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung
hat. Im Übrigen besteht die Kirchensteuerpflicht gegenü-
ber der Kirchengemeinde, in deren Gebiet das Kirchenmit-
glied seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im
Sinne der Abgabenordnung hat.

§ 4

Beginn und Ende der Kirchensteuerpflicht

(1) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag
des Kalendermonats, der auf die Begründung des Wohnsit-
zes oder des gewöhnlichen Aufenthaltes oder die Aufnahme
in die evangelische Kirche folgt. Bei vorangegangenem
Austritt aus einer anderen steuerberechtigten Religionsge-
sellschaft beginnt die Kirchensteuerpflicht jedoch frühes-
tens mit dem Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht.

(2) Die Kirchensteuerpflicht endet

1. bei Aufgabe des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufent-
haltes mit dem Ende des Kalendermonats, in dem der
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben
wurde,

2. bei Tod mit Ablauf des Sterbemonats,

3. bei Kirchenaustritt mit Ablauf des Kalendermonats, in
dem die Austrittserklärung wirksam wird,

4. bei Übertritt im Bereich der Länder Mecklenburg-Vor-
pommern und Brandenburg zu einer anderen steuerbe-
rechtigten Religionsgesellschaft mit Ablauf des Kalen-
dermonats, in dem der Übertritt wirksam wird. Im Fall
eines solchen Übertrittes reicht eine Mitteilung der auf-
nehmenden Religionsgesellschaft an den Steuerpflichti-
gen und die zuständige staatliche Stelle aus, wenn eine
entsprechende Vereinbarung zwischen den beteiligten
Kirchen besteht.

(3) Beginnt oder endet die Kirchensteuerpflicht im
Laufe eines Steuerjahres, so ist der Betrag, der sich für das
Steuerjahr an Kirchensteuer ergeben würde, für jeden
Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht nicht
bestand, um ein Zwölftel zu kürzen (Zwölftelung). Das gilt
nicht, wenn gleichzeitig die unbeschränkte Einkommen-
steuerpflicht beginnt oder endet, es sei denn, in eine Veran-
lagung zur unbeschränkten Einkommensteuerpflicht wer-
den während der beschränkten Einkommensteuerpflicht
erzielte inländische Einkünfte einbezogen. Das besondere
Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist auch dann um
ein Zwölftel für jeden Kalendermonat zu kürzen, wenn die
Kirchensteuerpflicht durch den Tod endet.

(4) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitaler-
tragsteuer erhoben, ist Absatz 3 nicht anzuwenden. Kapital-
erträge unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer,
wenn im Zeitpunkt des Zuflusses eine Kirchensteuerpflicht
besteht.

Abschnitt 2

Kirchensteuerarten und Bemessungsgrundlagen

§ 5

Kirchensteuerarten, allgemeine Grundsätze

(1) Die Kirchensteuern können einzeln oder nebenein-
ander erhoben werden:

1. als Kirchensteuer vom Einkommen

a) in Höhe eines Prozentsatzes der Einkommensteuer
(einschließlich Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer),

b) als besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener
Ehe,

2. in dem im Land Schleswig-Holstein gelegenen Gebiets-
teil als Kirchensteuer vom Grundeigentum in Höhe
eines Zuschlages zu den Grundsteuermessbeträgen.

(2) Die Höhe der Kirchensteuern ist nach festen und
gleichmäßigen Maßstäben festzusetzen. Soweit sich aus
staatlichen oder kirchlichen Bestimmungen nichts anderes
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ergibt, gelten für den Kirchensteueranspruch bei der Kir-
chensteuer vom Einkommen die Bestimmungen über die
Einkommensteuer.

(3) Für jede Art der Kirchensteuern können Mindest-
oder Höchstbeträge sowie, mit Ausnahme der Kirchen-
steuer in Höhe eines Prozentsatzes der Einkommensteuer
(einschließlich Lohnsteuer), Freigrenzen bestimmt werden.
Satz 1 gilt nicht, soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur
Kapitalertragsteuer erhoben wird.

(4) Bezüglich der Anrechnung der Kirchensteuern gilt 
§ 36 des Einkommensteuergesetzes entsprechend.

(5) Der Hebesatz der Kirchensteuern vom Grundeigen-
tum kann für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
und für das sonstige Grundeigentum verschieden festge-
setzt werden.

(6) Soweit dieses Kirchengesetz auf Vorschriften der
Abgabenordnung oder des Einkommensteuergesetzes ver-
weist, sind diese Vorschriften in der jeweils geltenden Fas-
sung maßgebend.

(7) Die Regelungen dieses Kirchengesetzes zu Ehegatten
und Ehen sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartner-
schaften anzuwenden.

§ 6

Bemessung der Kirchensteuer
in Höhe eines Prozentsatzes der Einkommensteuer

(einschließlich Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer)

(1) Die in Höhe eines Prozentsatzes der Einkommen-
steuer (einschließlich Lohnsteuer) zu erhebende Kirchen-
steuer bemisst sich nach der Einkommensteuer (einschließ-
lich Lohnsteuer). Für die Ermittlung der Bemessungs-
grundlage ist § 51a des Einkommensteuergesetzes anzuwen-
den.

(2) Die Begrenzung der Erhebung der Kirchensteuer in
Höhe eines Prozentsatzes der Einkommensteuer (ein-
schließlich Lohnsteuer) auf einen bestimmten Bruchteil
des zu versteuernden Einkommens ist zulässig. Für die Er-
mittlung der Bemessungsgrundlage ist § 51a des Einkom-
mensteuergesetzes anzuwenden. Eine Begrenzung auf einen
bestimmten Bruchteil des zu versteuernden Einkommens
ist ausgeschlossen, soweit in der Einkommensteuer im
Sinne des Satzes 1 Einkommensteuer enthalten ist, die auf
Einkünfte oder Beträge zurückzuführen ist, die nicht
Bestandteil des zu versteuernden Einkommens im Sinne
des Satzes 1 sind; die Kirchensteuer, die auf diese Einkom-
mensteuer entfällt, ist neben der Kirchensteuer nach Satz 1
zu erheben.

(3) Die in Höhe eines Prozentsatzes der Kapitalertrag-
steuer zu erhebende Kirchensteuer wird im Kapitalertrag-
steuerabzugsverfahren nach der Kapitalertragsteuer bemes-
sen. § 51a Absatz 2c des Einkommensteuergesetzes ist an-
zuwenden. Wird die Kirchensteuer nicht von der kirchen-
steuerabzugsverpflichteten Stelle einbehalten, erfolgt eine
Veranlagung nach § 51a Absatz 2d des Einkommensteuerge-
setzes. Die Kirchensteuer bemisst sich insoweit nach der
nach dem gesonderten Einkommensteuertarif ermittelten
Einkommensteuer.

§ 7

Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes
der Einkommensteuer in konfessionsgleicher Ehe

Ehegatten, die beide der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che in Norddeutschland angehören (konfessionsgleiche
Ehe) und zur Einkommensteuer zusammenveranlagt wer-

den, werden gemeinsam zur Kirchensteuer herangezogen.
Die Kirchensteuer bemisst sich nach der nach § 6 ermittel-
ten Bemessungsgrundlage. Die Ehegatten sind Gesamt-
schuldner im Sinne der Abgabenordnung.

§ 8

Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes
der Einkommensteuer in konfessionsverschiedener Ehe

(1) Gehört der Ehegatte eines Kirchenmitgliedes einer
anderen steuerberechtigten Religionsgesellschaft an (kon-
fessionsverschiedene Ehe), bemisst sich die Kirchensteuer
vom Einkommen für das evangelische Kirchenmitglied

1. im Falle der Zusammenveranlagung (§ 26b des Einkom-
mensteuergesetzes) nach der Hälfte der nach § 6 Absatz 1
und Absatz 2 ermittelten gemeinsamen Bemessungs-
grundlage beider Ehegatten,

2. im Falle der Einzelveranlagung (§ 26a des Einkommen-
steuergesetzes) nach der nach § 6 ermittelten Bemes-
sungsgrundlage des Kirchenmitgliedes.

(2) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Lohnsteuer
erhoben, bemisst sich die Kirchensteuer für das evangeli-
sche Kirchenmitglied, wenn nur ein Ehegatte lohnsteuer-
pflichtig ist, nach der Hälfte der nach § 6 Absatz 1 oder 2
ermittelten Bemessungsgrundlage dieses Ehegatten, oder
wenn beide Ehegatten lohnsteuerpflichtig sind, nach der
Hälfte der nach § 6 Absatz 1 oder 2 ermittelten Bemessungs-
grundlage jedes Ehegatten.

(3) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitaler-
tragsteuer erhoben, bemisst sich die Kirchensteuer nach der
nach § 6 Absatz 3 ermittelten Bemessungsgrundlage. Er-
folgt eine Veranlagung nach § 51a Absatz 2d des Einkom-
mensteuergesetzes, bemisst sich die Kirchensteuer nach der
Hälfte der gemeinsamen Bemessungsgrundlage nach § 6
Absatz 3 Satz 3 und 4.

(4) Werden die Kirchensteuern der anderen steuerbe-
rechtigten Körperschaft nicht von staatlichen Behörden
verwaltet, ist § 9 entsprechend anzuwenden. Die Vorschrif-
ten zur Erhebung eines besonderen Kirchgeldes in glau-
bensverschiedener Ehe (§ 10) sind nicht anzuwenden.

§ 9

Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes
der Einkommensteuer in glaubensverschiedener Ehe

(1) Gehört der Ehegatte eines Kirchenmitgliedes keiner
steuerberechtigten Religionsgesellschaft an (glaubensver-
schiedene Ehe), bemisst sich die Kirchensteuer vom Ein-
kommen für das Kirchenmitglied

1. im Falle der Zusammenveranlagung (§ 26b des Einkom-
mensteuergesetzes)

a) nach dem Teil der nach § 6 Absatz 1 ermittelten ge-
meinsamen Einkommensteuer, der auf das Kirchen-
mitglied entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im
Verhältnis der Einkommensteuerbeträge, die sich bei
Anwendung des § 32a Absatz 1 des Einkommensteu-
ergesetzes (Einkommensteuergrundtarif) auf die Sum-
me der Einkünfte jedes Ehegatten ergeben würde,
aufgeteilt wird,

b) jedoch höchstens nach dem Teil des nach § 6 Absatz 2
ermittelten gemeinsamen zu versteuernden Einkom-
mens, der auf das Kirchenmitglied entfällt, wenn das
gemeinsame zu versteuernde Einkommen im Ver-
hältnis der Anteile jedes Ehegatten an der Summe
der Einkünfte aufgeteilt wird. Ist der Anteil eines
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Ehegatten an der Summe der Einkünfte negativ, so
ist dieser nicht zu berücksichtigen.

§ 51a Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der
Ermittlung der Summe der Einkünfte eines jeden Ehe-
gatten anzuwenden. Ist in der gemeinsamen Einkom-
mensteuer eine nach dem gesonderten Steuertarif des 
§ 32d Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes ermittelte
Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteu-
erten Kapitaleinkünfte und die gesondert ermittelte
Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Ehe-
gatten mit dem auf ihn entfallenden Anteil an den Kapi-
talerträgen zuzurechnen. Entsprechendes gilt für die
Veranlagung nach § 51a Absatz 2d des Einkommensteu-
ergesetzes. Unberührt bleiben die kirchlichen Bestim-
mungen über das besondere Kirchgeld in glaubensver-
schiedener Ehe.

2. im Falle der Einzelveranlagung (§ 26a des Einkommen-
steuergesetzes) nach der nach § 6 ermittelten Bemes-
sungsgrundlage des Kirchenmitgliedes.

(2) Wird die Kirchensteuer in Höhe eines Prozentsatzes
der Kapitalertragsteuer oder der nach dem gesonderten
Steuertarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes er-
mittelten Einkommensteuer erhoben, ist § 51a Absatz 2c
des Einkommensteuergesetzes anzuwenden.

(3) Zwischen der Kirchensteuer nach Absatz 1 und dem
besonderen Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe (§ 10)
ist eine Vergleichsberechnung durchzuführen, wobei der
höhere Betrag festgesetzt wird. Die Kirchensteuer in Höhe
eines Prozentsatzes der Kapitalertragsteuer oder der nach
dem gesonderten Steuertarif des § 32d des Einkommensteu-
ergesetzes ermittelten Einkommensteuer wird neben dem
besonderen Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erho-
ben.

(4) Im Lohnabzugsverfahren wird die Kirchensteuer für
das Kirchenmitglied nach der nach § 6 Absatz 1 und 2 in
Verbindung mit § 51a Absatz 2a des Einkommensteuerge-
setzes ermittelten Bemessungsgrundlage des Kirchenmit-
gliedes bemessen.

§ 10

Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe

(1) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener
Ehe wird von Kirchenmitgliedern erhoben, deren Ehegatte
keiner steuerberechtigten Religionsgesellschaft angehört.

(2) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener
Ehe wird nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des
Kirchenmitgliedes in Anknüpfung an den Lebensfüh-
rungsaufwand bemessen. Bemessungsgrundlage für das be-
sondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist das zu
versteuernde Einkommen beider Ehegatten nach den Be-
stimmungen des Einkommensteuergesetzes. Für die Er-
mittlung der Bemessungsgrundlage ist § 51a des Einkom-
mensteuergesetzes anzuwenden.

(3) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener
Ehe wird nach gestaffelten Sätzen erhoben, deren Höhe im
Kirchensteuerbeschluss bestimmt wird.

(4) Beginnt oder endet die glaubensverschiedene Ehe im
Laufe eines Kalenderjahres, so ist das jährliche Kirchgeld
für jeden Kalendermonat, während dessen Dauer die glau-
bensverschiedene Ehe nicht oder nur zum Teil bestanden
hat, um ein Zwölftel zu kürzen.

§ 11
Kirchensteuer in den Fällen der Pauschalierung

der Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer)

(1) Im Falle der Pauschalierung der Lohnsteuer nach
den Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes mit Aus-
nahme des § 40a Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes
wird die Kirchensteuer nach einem hierfür besonders
bestimmten Prozentsatz der pauschalen Lohnsteuer bemes-
sen. Weist die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber die
Nichtzugehörigkeit einzelner Arbeitnehmerinnen oder
Arbeitnehmer zu einer steuererhebenden Religionsgesell-
schaft nach, so stellt die pauschale Lohnsteuer insoweit
keine Bemessungsgrundlage für die pauschale Kirchen-
steuer dar. In diesem Fall gilt für die übrigen Arbeitnehme-
rinnen oder Arbeitnehmer der allgemeine Steuersatz.

(2) Im Falle der Pauschalierung der Einkommensteuer
nach den Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes gilt
Absatz 1 entsprechend. Weist die oder der Steuerpflichtige
die Nichtzugehörigkeit einzelner Empfängerinnen oder
Empfänger von Zuwendungen zu einer steuererhebenden
Religionsgesellschaft nach, so stellt die pauschale Einkom-
mensteuer insoweit keine Bemessungsgrundlage für die
pauschale Kirchensteuer dar. In diesem Fall gilt für die
übrigen Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer der allge-
meine Steuersatz.

(3) Im Kirchensteuerbeschluss wird insbesondere der
für das vereinfachte Verfahren geltende ermäßigte pau-
schale Kirchensteuersatz festgelegt.

§ 12
Kirchensteuer vom Grundeigentum in Schleswig-Holstein

(1) Die Kirchensteuer vom Grundeigentum (Kirchen-
grundsteuer) wird in Höhe eines Prozentsatzes der Grund-
steuermessbeträge des Grundeigentums der bzw. des Kir-
chensteuerpflichtigen bemessen, sofern dieses Grundeigen-
tum auf dem Gebiet einer in Schleswig-Holstein gelegenen
Kirchengemeinde der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Norddeutschland liegt. In glaubens- und konfessionsver-
schiedenen Ehen bemisst sich die Kirchengrundsteuer für
das Kirchenmitglied nach seinem Anteil am Grundsteuer-
messbetrag.

(2) Die Kirchensteuern vom Grundeigentum für land-
und forstwirtschaftliche Betriebe (Kirchensteuer A) und für
sonstige Grundstücke (Kirchensteuer B) können einzeln
oder nebeneinander erhoben werden.

(3) Das Landeskirchenamt kann für die Erhebung der
Kirchensteuer vom Grundeigentum Verwaltungsvorschrif-
ten erlassen.

§ 13
Beschlüsse über Festsetzung,

Art und Höhe der Kirchensteuer

(1) Die Landessynode bestimmt durch Kirchensteuer-
beschluss in der Form eines Kirchengesetzes, welche Kir-
chensteuern nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 erhoben werden
und legt die Hebesätze fest.

(2) Der Kirchengemeinderat bestimmt durch Kirchen-
grundsteuerbeschluss, ob Kirchensteuern vom Grundei-
gentum für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Kir-
chensteuer A) und für sonstige Grundstücke (Kirchen-
steuer B) einzeln oder nebeneinander erhoben werden, und
legt ihre Hebesätze fest. Die Landessynode kann hierfür in
dem Kirchengesetz nach Absatz 1 Rahmenbestimmungen
erlassen. Der Kirchengrundsteuerbeschluss bedarf der kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung durch den Kirchenkreis-
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rat. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn eine
Stellungnahme des Landeskirchenamtes eingeholt worden
ist, soweit es nicht dafür Verwaltungsvorschriften aufge-
stellt hat.

(3) Der Kirchensteuerbeschluss ist im Kirchlichen
Amtsblatt bekannt zu machen. Kirchengrundsteuerbe-
schlüsse nach Absatz 2 sind in ortsüblicher Weise bekannt
zu machen.

(4) Beschlüsse nach Absatz 1 und 2 enthalten neben den
Hebesätzen die Anrechnungsbestimmungen, die Staffe-
lungssätze und die Bemessungsgrundlagen. Außerdem sind
Zeitpunkt und Höhe der Vorauszahlungen auf kirchlich
verwaltete Kirchensteuern im Kirchensteuerbeschluss bzw.
Kirchengrundsteuerbeschluss zu bestimmen. Im Kirchen-
steuerbeschluss und Kirchengrundsteuerbeschluss kann
festgelegt werden, dass Kirchensteuern einer Art auf Kir-
chensteuern einer anderen Art angerechnet werden.

(5) Der Kirchensteuerbeschluss und der Kirchengrund-
steuerbeschluss werden für ein Jahr gefasst. Der Kirchen-
steuerbeschluss und der Kirchengrundsteuerbeschluss gel-
ten weiter, solange kein neuer wirksam geworden ist.

§ 14
Kirchensteuererhebungsverfahren für die in Brandenburg

oder Niedersachsen wohnenden Kirchenmitglieder

(1) Für den im Land Brandenburg liegenden Bereich
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
findet das Kirchengesetz über die Erhebung von Kirchen-
steuern (Kirchensteuerordnung – KiStO ev. –) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. November 2009 (KABl.
S. 212) der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz in seiner jeweils geltenden Fassung
Anwendung.

(2) Für den im Land Niedersachsen liegenden Bereich
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
findet das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen über die Erhebung von Kirchen-
steuern in den Evangelischen Landeskirchen vom 14. Juli
1972 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 107 ff.) in seiner jeweils
geltenden Fassung Anwendung.

Abschnitt 3
Verwaltung der Kirchensteuern

§ 15
Grundsatz der Verwaltung der Kirchensteuer

(1) Die Kirchensteuern werden grundsätzlich von den
Kirchengemeinden und den Kirchenkreisen verwaltet.

(2) Die Festsetzung der von den Kirchengemeinden und
Kirchenkreisen verwalteten Kirchensteuern erfolgt durch
Kirchensteuerbescheid. Der Kirchensteuerbescheid enthält
die Bemessungsgrundlage, die Hebesätze, die angeforderten
Beträge, die Fälligkeitstermine sowie eine Rechtsbehelfsbe-
lehrung und die Angabe der Stelle, an welche die angefor-
derten Beträge zu entrichten sind.

(3) Der Kirchensteuerbescheid ist der oder dem Kir-
chensteuerpflichtigen durch einfachen Brief bekannt zu
geben.

§ 16
Übertragung der Verwaltung der Kirchensteuer

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuern vom Einkom-
men kann nach Maßgabe der landesgesetzlichen Bestim-
mungen den Finanzämtern übertragen werden.

(2) Soweit die Verwaltung der Kirchensteuern den
Finanzämtern übertragen ist, richtet sich deren Festsetzung
und Erhebung nach den einschlägigen staatlichen Bestim-
mungen.

§ 17
Steuergeheimnis

(1) Die Mitglieder der mit der Erhebung von Kirchen-
steuern befassten und für die Entscheidung über Rechtsbe-
helfe zuständigen Organe und alle an der Festsetzung, Erhe-
bung und sonstigen Verwaltung von Kirchensteuern betei-
ligten Personen sind verpflichtet, das Steuergeheimnis
gemäß § 30 der Abgabenordnung zu wahren.

(2) Unterlagen über die wirtschaftlichen und persön-
lichen Verhältnisse sind in gesonderten Akten zu führen
und vertraulich zu behandeln. Sie sollen nur denjenigen
Personen bekannt gemacht werden, die sie zur Erfüllung
ihrer kirchlichen Aufgaben benötigen.

§ 18
Vorauszahlungen

Vorauszahlungen für die von den Finanzämtern verwal-
teten Kirchensteuern richten sich nach den für die Maßst-
absteuern geltenden Bestimmungen. Entsprechend können
auch für die nicht von den Finanzämtern verwalteten Kir-
chensteuern Vorauszahlungen erhoben werden.

§ 19
Veränderung der Maßstabsteuer oder sonstiger
Bemessungsgrundlagen für die Kirchensteuer

(1) Wird die Maßstabsteuer oder die sonstige Bemes-
sungsgrundlage für die Kirchensteuer berichtigt oder geän-
dert, so ist auch der Kirchensteuerbescheid entsprechend
zu ändern, auch soweit der Kirchensteuerbescheid bereits
unanfechtbar geworden ist. Dies gilt auch, wenn die Maß-
stabsteuer aus Rechtsgründen zu erstatten ist. Auf das be-
sondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist Satz 1
entsprechend anzuwenden.

(2) Wird die Maßstabsteuer ganz oder teilweise abwei-
chend festgesetzt, gestundet oder aus Billigkeitsgründen
erlassen oder niedergeschlagen oder wird die Vollziehung
des Bescheides über die Maßstabsteuer ausgesetzt oder die
Vollstreckung beschränkt oder eingestellt, so umfasst die
Entscheidung des Finanzamtes ohne besonderen Antrag
auch die danach bemessene Kirchensteuer. Auf das beson-
dere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist Satz 1 ent-
sprechend anzuwenden.

(3) Die Entscheidung wird von der Stelle getroffen, die
die Kirchensteuer verwaltet.

§ 20
Stundung, Erlass, abweichende Festsetzung und

Niederschlagung durch den Kirchensteuergläubiger

(1) Der Kirchensteuergläubiger kann die Kirchensteuer
aus Billigkeitsgründen stunden, erlassen, niederschlagen
oder abweichend festsetzen. Das Landeskirchenamt kann
hierfür Verwaltungsvorschriften erlassen.

(2) Kirchensteuern können ganz oder teilweise gestun-
det werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erheb-
liche Härte für die Kirchensteuerpflichtige bzw. den Kir-
chensteuerpflichtigen bedeutet und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefährdet erscheint.

(3) Kirchensteuern können ganz oder teilweise erlassen
werden, wenn deren Einziehung nach Lage des einzelnen
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Falles unbillig wäre oder wenn kirchliche Gründe dies
erforderlich machen. Unter den gleichen Voraussetzungen
können bereits entrichtete Beträge erstattet oder angerech-
net werden.

(4) Kirchensteuern dürfen niedergeschlagen werden,
wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben
wird oder wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis
zu dem angeforderten Betrag stehen.

(5) Der Kirchenkreisrat trifft die Entscheidung für die
Kirchensteuern vom Einkommen. Zuvor ist eine Stellung-
nahme des Landeskirchenamtes einzuholen, soweit es nicht
dafür Verwaltungsvorschriften aufgestellt hat. Der Kirchen-
gemeinderat trifft die Entscheidung für die übrigen Kir-
chensteuern. Zuvor ist eine Stellungnahme des Kirchen-
kreisrates einzuholen, soweit er nicht dafür Verwaltungs-
vorschriften aufgestellt hat.

(6) Das Landeskirchenamt entscheidet, ob und inwie-
weit von den Kirchensteuergläubigern gewährte Erlasse auf
die Kirchensteuer vom Einkommen als unumgänglich an-
erkannt werden können. Nicht als unumgänglich aner-
kannte Erlasse werden von den Kirchensteuerzuweisungen
des jeweiligen Kirchenkreises abgezogen.

(7) Entscheidungen der Kirche über Anträge auf Stun-
dung, Erlass oder Niederschlagung von Kirchensteuern in
den Fällen des Absatzes 1 binden die Finanzverwaltung.
Diese ist über die Entscheidung zu informieren.

(8) Soweit einem Antrag nicht stattgegeben wird, ist die
Entscheidung zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen und der Antragstellerin bzw. dem Antrag-
steller bekannt zu geben.

§ 21
Verjährung

Für die Verjährung von Kirchensteuern gelten die
Bestimmungen der Abgabenordnung entsprechend.

§ 22
Beitreibung

Kirchensteuern werden im Verwaltungszwangsverfah-
ren beigetrieben. Soweit die Kirchensteuer durch die Kir-
chengemeinde verwaltet wird, bedarf es eines Antrages bei
der zuständigen Stelle durch den Kirchengemeinderat.

Abschnitt 4
Rechtsmittel

§ 23
Rechtsbehelfsverfahren

Der bzw. dem Steuerpflichtigen steht gegen die Heran-
ziehung zur Kirchensteuer der außergerichtliche Rechtsbe-
helf nach Maßgabe staatlichen Rechts und nach Maßgabe
dieses Kirchengesetzes zu. Rechtsbehelfe gegen die Heran-
ziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendun-
gen gegen die der Kirchensteuer zugrunde liegende Maß-
stabsteuer gestützt werden. Die Einlegung eines Rechtsbe-
helfs hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 24
Einspruchsverfahren

(1) Steuerpflichtige, die ihren Wohnsitz im Sinne der
Abgabenordnung in Mecklenburg-Vorpommern oder in der
Freien und Hansestadt Hamburg haben, können nach Maß-
gabe des Siebten Teils der Abgabenordnung Einspruch ein-

legen. Der Einspruch ist innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Steuerbescheides bei der im Steuerbescheid
angegebenen Stelle einzulegen.

(2) Ist die Verwaltung der Kirchensteuer den Finanzäm-
tern übertragen, so entscheidet das zuständige Finanzamt
im Benehmen mit dem Landeskirchenamt über den Ein-
spruch.

§ 25
Widerspruchsverfahren

(1) Steuerpflichtige, die ihren Wohnsitz im Sinne der
Abgabenordnung in Brandenburg, Niedersachsen oder
Schleswig-Holstein haben, können in Fällen der Kirchen-
steuer vom Einkommen beim Kirchenkreisrat und im
Übrigen beim Kirchengemeinderat Widerspruch einlegen.

(2) Die Widerspruchsfrist beträgt einen Monat. Sie
beginnt mit Ablauf des Tages, an dem der Kirchensteuerbe-
scheid der oder dem zur Kirchensteuer Herangezogenen als
bekannt gegeben gilt. Bei einer durch das Finanzamt erho-
benen oder im Wege des Steuerabzugs vom Arbeitslohn ein-
behaltenen Kirchensteuer gilt ein innerhalb der Frist des
Satzes 1 bei dem zuständigen Finanzamt eingelegter Wider-
spruch als rechtzeitig eingelegt.

(3) Der Widerspruch ist schriftlich einzureichen oder
zur Niederschrift zu erklären. Es soll der Verwaltungsakt
bezeichnet werden, gegen den der Widerspruch gerichtet
ist. Es soll angegeben werden, inwieweit der Verwaltungsakt
angefochten und seine Aufhebung beantragt wird. Ferner
sollen die Tatsachen, die zur Begründung dienen, und die
Beweismittel angeführt werden.

(4) Über den Widerspruch entscheidet der Kirchen-
kreisrat bzw. der Kirchengemeinderat. Vor der Entschei-
dung des Kirchenkreisrates oder des Kirchengemeinderates
ist eine Stellungnahme des Landeskirchenamtes einzuho-
len, soweit es nicht dafür Verwaltungsvorschriften aufge-
stellt hat. Wird dem die Kirchengrundsteuer betreffenden
Widerspruch durch den Kirchengemeinderat nicht abge-
holfen, entscheidet der Kirchenkreisrat des Kirchenkreises.

(5) Die Widerspruchsentscheidung ist zu begründen,
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt
zu geben.

§ 26
Beschwerdeverfahren gegen

ablehnende Billigkeitsentscheidungen

(1) Steuerpflichtige können gegen Entscheidungen über
Anträge auf Stundung oder Erlass Beschwerde bei der
kirchlichen Stelle einlegen, die die Entscheidung getroffen
hat.

(2) Die Beschwerdefrist beträgt einen Monat. Sie be-
ginnt mit Ablauf des Tages, an dem der Bescheid als be-
kannt gegeben gilt.

(3) Die Beschwerde ist schriftlich einzureichen oder zur
Niederschrift zu erklären. Es soll der Verwaltungsakt be-
zeichnet werden, gegen den die Beschwerde gerichtet ist. Es
soll angegeben werden, inwieweit der Verwaltungsakt ange-
fochten und seine Aufhebung beantragt wird. Ferner sollen
die Tatsachen, die zur Begründung dienen, und die Beweis-
mittel angeführt werden.

(4) Wird der Beschwerde durch den Kirchenkreisrat
oder den Kirchengemeinderat nicht abgeholfen, entschei-
det das Landeskirchenamt.

(5) Die Beschwerdeentscheidung ist zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Sie ist der
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Person, die die Beschwerde eingelegt hat, und der kirchen-
steuerberechtigten Körperschaft bekannt zu geben.

§ 27
Gemeinsame Vorschriften

für Widerspruch und Beschwerde

(1) Widersprüche oder Beschwerden, die nicht inner-
halb der gesetzlichen Frist eingelegt worden sind, werden
als unzulässig verworfen. Wurde die Frist ohne Verschulden
versäumt, ist auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand zu gewähren. Der Antrag muss innerhalb eines
Monats nach Wegfall des Hindernisses, spätestens jedoch
innerhalb eines Jahres seit dem Ende der versäumten Frist,
gestellt werden. § 110 der Abgabenordnung gilt entspre-
chend.

(2) Entscheidungen kirchlicher Stellen über Wider-
spruch oder Beschwerde ergehen gebührenfrei.

(3) Ergänzend finden die Bestimmungen der Verwal-
tungsgerichtsordnung entsprechende Anwendung.

(4) Die zur Entscheidung über Widerspruch oder
Beschwerde zuständige Stelle kann auf Antrag die Vollzie-
hung des angefochtenen Bescheides aussetzen. § 361 der
Abgabenordnung gilt entsprechend.

§ 28
Klageverfahren

(1) Gegen Entscheidungen nach § 24, § 25 und § 26 kann
Klage bei dem zuständigen staatlichen Gericht nach Maß-
gabe der dafür geltenden Bestimmungen erhoben werden.

(2) Der Kirchensteuergläubiger soll sich durch das Lan-
deskirchenamt vertreten lassen.

Abschnitt 5
Kirchensteueraufkommen

§ 29
Kirchensteuereingänge

(1) Die von den Finanzämtern verwalteten Kirchensteu-
ern fließen von den staatlichen Finanzverwaltungen un-
mittelbar dem Landeskirchenamt zu. Das Landeskirchen-
amt verwaltet das Kirchensteueraufkommen treuhände-
risch.

(2) Den Kirchenkreisen ist über die voraussichtliche
Entwicklung des Kirchensteueraufkommens und über die
Weiterleitung desselben regelmäßig, mindestens halbjähr-
lich, Bericht zu erstatten.

§ 30
Kirchensteueraufkommen

(1) Für das Kirchensteueraufkommen eines jeden Jahres
sind die in der Zeit vom 1. Januar bis zum Ablauf des 
31. Dezember als Kirchensteuern vom Einkommen einge-
gangenen Beträge zugrunde zu legen.

(2) Mit dem Kirchensteueraufkommen gemäß Absatz 1
werden folgende Ansprüche und Verpflichtungen verrech-
net:
1. die durch das Erhebungsverfahren entstehenden Kosten,
2. der Kirchensteuerausgleich mit Kirchensteuerberech-

tigten außerhalb der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Norddeutschland,

3. die Rückstellung von Beträgen zum Ausgleich von ande-
ren Kirchen nach Nummer 2 (Clearing-Rückstellung),

4. die von den Soldatinnen und Soldaten entrichteten Kir-
chensteuern,

5. die Kirchensteuererstattungen im Einzelfall.

(3) Die Anteile der im staatlichen Einzugsverfahren
beteiligten Kirchen sollen durch Auswertung der Lohn-
steuerbelege und der Veranlagungsunterlagen ermittelt wer-
den, soweit nicht eine zwischenkirchliche Vereinbarung
besteht.

§ 31

Weiterleitung der Kirchensteuern

Das Landeskirchenamt leitet die eingegangenen Kir-
chensteuern vom Einkommen monatlich nach Eingang der
letzten Rate von den Ländern weiter. Es sind angemessene
Abschlagszahlungen zu entrichten.

§ 32

Ausschuss der kirchensteuerberechtigten Körperschaften

(1) Die Landessynode bestellt einen aus fünf Personen
bestehenden Ausschuss der kirchensteuerberechtigten Kör-
perschaften aus dem Bereich der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Norddeutschland. Zwei Mitglieder und deren
persönliche Stellvertretung werden aus dem Finanzaus-
schuss der Landessynode gewählt. Die übrigen drei Mit-
glieder werden vom Finanzbeirat der Kirchenkreise
benannt, je ein Mitglied und eine persönliche Stellvertre-
tung aus jedem Sprengel. Die persönliche Stellvertretung
ist zugleich Ersatzmitglied.

(2) Dem Ausschuss ist jährlich durch das Landeskir-
chenamt über die Abrechnung zu berichten, Gelegenheit
zur Einsicht in die Abrechnungsunterlagen zu gewähren
und auf Anfrage Auskunft zu erteilen. In Kirchensteueran-
gelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung berät dieser
Ausschuss Landessynode, Kirchenleitung und Landeskir-
chenamt.

§ 33

Verwaltungsvereinbarungen mit anderen Kirchen

(1) Das Landeskirchenamt ist befugt, mit Wirkung für
und gegen die kirchensteuerberechtigten Körperschaften
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
Kirchensteuervereinbarungen sowie Pauschalierungsver-
einbarungen mit anderen Kirchen abzuschließen und
durchzuführen. Die Vereinbarungen bedürfen der vorheri-
gen Beratung des Ausschusses der kirchensteuerberechtig-
ten Körperschaften (§ 32).

(2) Das Landeskirchenamt kann Vereinbarungen über
die auftragsweise Erhebung und Abführung von Kirchen-
steuern schließen, die von Kirchenmitgliedern einer ande-
ren kirchensteuererhebenden Kirche aufgebracht werden.

(3) Vereinbarungen nach Absatz 1 und 2 sind dem je-
weiligen Land anzuzeigen und im Kirchlichen Amtsblatt
zu veröffentlichen.

Abschnitt 6

Ergänzende Vorschriften

§ 34

Verfahrensrechtliche Vorschriften

(1) Soweit sich aus den Kirchensteuergesetzen der Län-
der, diesem Kirchengesetz oder anderen Bestimmungen
nichts anderes ergibt, finden die für die Maßstabsteuern
geltenden Vorschriften, insbesondere die Abgabenordnung,
sowie die zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvor-
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schriften Anwendung. Nicht anzuwenden sind die Vor-
schriften über die Verzinsung, die Säumniszuschläge sowie
die Bestimmungen über das Straf- und Bußgeldverfahren.
Die Vorschriften über die Strafbarkeit der Verletzung des
Steuergeheimnisses sind anzuwenden.

(2) Die Vollstreckung der Kirchensteuern vom Einkom-
men obliegt den Finanzämtern. Es gelten die Vorschriften
des Sechsten Teils der Abgabenordnung entsprechend.

§ 35
Veröffentlichung

Unbeschadet der Veröffentlichung dieses Kirchengeset-
zes und des Kirchensteuerbeschlusses sowie ihrer Änderun-
gen und Ergänzungen in der durch das jeweilige Land vor-
geschriebenen Form erfolgt die Veröffentlichung im Kirch-
lichen Amtsblatt.

§ 36
Ausführungsbestimmungen

(1) Die Kirchenleitung erlässt die zur Ausführung dieses
Kirchengesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen.

(2) Die Kirchenleitung kann durch Rechtsverordnung
Aufteilung und Verwendung der Kirchensteuer der Ange-
hörigen der personalen Seelsorgebereiche im Sinne des Kir-
chengesetzes zur Regelung der evangelischen Seelsorge in
der Bundeswehr der Evangelischen Kirche in Deutschland
vom 8. März 1957 (ABl. EKD S. 257) regeln.

§ 37
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2014 in
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft
1. die Kirchliche Steuerordnung der Evangelisch-Lutheri-

schen Landeskirche Mecklenburgs vom 20. September
2008 (Kirchensteuerordnung) (KABl S. 65),

2. das Kirchensteuergesetz der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen Kirche (Kirchensteuerordnung) vom
8. Oktober 1978 (GVOBl. S. 409), das zuletzt durch das
Kirchengesetz vom 22. November 2008 (GVOBl. S. 326)
geändert wurde, und

3. die Kirchliche Steuerordnung der Pommerschen Evan-
gelischen Kirche (Kirchensteuerordnung) vom 19. Ok-
tober 2008 (ABl. Nr. 2 S. 2).

*

Das vorstehende, von der Landessynode am 21. Septem-
ber 2013 beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkün-
det.

Kiel, 25. September 2013

Der Vorsitzende der Ersten Kirchenleitung

Gerhard Ulrich
Landesbischof

Az.: NK 7000 – F vH/FS Soe

Staatliche Genehmigung

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg – Se-
natskanzlei – hat mit Schreiben vom 22. Oktober 2013 und
18. November 2013 das Kirchensteuergesetz der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (Kirchen-
steuerordnung – KiStO) nach § 4 Absatz 1 Satz 2 des Kir-
chensteuergesetzes vom 15. Oktober 1973 (HmbGVBl. 
S. 431), zuletzt geändert am 16. Dezember 2008 (HmbGVBl.
438), und Artikel 13 Absatz 2 des Vertrages zwischen der
Freien und Hansestadt Hamburg und der Nordelbischen
Evangelisch-Lutherischen Kirche vom 29. November 2005
(HmbGVBl. 2006 S. 429) mit Ausnahme von § 4 Absatz 2
Nummer 3 KiStO, § 5 Absatz 7 KiStO und § 9 Absatz 1
Nummer 1 KiStO genehmigt.

Amtl. Anz. S. 479
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Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Bundesbauabteilung
Postanschrift: 
Pappelallee  41, 22089 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n):
Vergabestelle
Zu Händen von: Frau Stefanie Kiegeland
Telefon: +49 / 040 /4 28 42 - 2 23
Telefax: +49 / 040 /4 27 92 - 12 00
E-Mail:
PoststelleBundesbauabteilung@bba.hamburg.de
Internet-Adresse(n): –
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Ministerium oder sonstige zentral- oder bundes-
staatliche Behörde einschließlich regionaler oder
lokaler Unterabteilungen

I.3) Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber
Grundsanierung und Umbau Unterkunftsge-
bäude W6, Helmut-Schmidt Universität der
Bundeswehr, Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg,
Objektplanung Gebäude.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
Dienstleistungen
Dienstleistungskategorie Nr: 12
Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg
NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Die Bundesbauabteilung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg ist vom Bundesministerium der
Verteidigung (Bauherr) mit der Baumaßnahme
der Bundeswehr „Grundsanierung und Umbau
Unterkunftsgebäude W6“ in der Helmut-
Schmidt-Universität Hamburg beauftragt wor-
den.

Das dreigeschossige, vollunterkellerte Unter-
kunftsgebäude wurde in den 1930er Jahren in
konventioneller Bauweise als Mauerwerksbau
mit Stahlsteindecken und steilem Walmdach in
Holzbauweise errichtet. Der Baukörper bildet
zusammen mit den benachbarten Unterkunfts-
gebäuden eine architektonisch einheitliche
Bebauungseinheit auf dem Campus der Bundes-
wehruniversität.

Das Unterkunftsgebäude beinhaltet 93 Woh-
nungseinheiten für Studenten als Doppelwohn-
gruppen mit Sanitärräumen, den dazugehörigen
Teeküchen, Gemeinschafts- und Putzmittelräu-
men, Waschmaschinen- und Trockenräumen und
einen Fahrradraum im Keller sowie alle für die
Gebäudebetreibung notwendigen Funktions-
räume. Das Dachgeschoss und der Spitzboden
werden als Lüftungszentrale und für Abstell-
zwecke genutzt. Der Baukörper hat eine Abmes-
sung von ca. 58 x 17 m mit einer Traufhöhe von
ca. 12 m. Die Bruttogrundfläche des Gebäudes
beträgt ca. 2.874 m², der Bruttorauminhalt ca.
17.585 m³.

Bauaufgabe:

Das zu sanierende Gebäude weist wesentliche
hochbauliche Abnutzungserscheinungen, Aus-
stattungsdefizite, gebäudetechnische und energe-
tische Mängel auf. Gegenstand dieses Verfahrens
ist daher die Entwurfs- und Ausführungsplanung
und spätere Bauausführung für eine umfassende
Grundsanierung des Gebäudes einschließlich
Umbau und Modernisierung der Innenbereiche.
Zudem ist das vorhandene Brandschutzkonzept
baulich umzusetzen.

Vor Beginn der Grundsanierung sind Asbest-
materialien und Gebäudeschadstoffe gemäß
Schadstoffgutachten zu entsorgen. Alle vorhan-
denen nicht tragenden Wände im Gebäude sind
abzubrechen und in Trockenbauweise vollständig
neu aufzubauen. Die Unterkunftsräume werden
in Form von Doppelwohngruppen mit integrier-
ten Sanitärräumen modernisiert und mit Einbau-
möbeln ausgestattet. Im Kellergeschoss ist eine
neue Bauwerksabdichtung herzustellen und die
gegenwärtige Labornutzung rückzubauen. Die
Dachgeschosse werden wärmedämmtechnisch

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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nachgerüstet und die Dachhaut incl. Dachgauben
erneuert. Die Sichtmauerwerksfassaden bleiben
bestehen, müssen aber partiell saniert werden.
Die Fensterelemente bleiben bis auf das Keller-
und Dachgeschoss größtenteils erhalten. Das vor-
handene Stahlbetongesims muss saniert werden.
Die technische Gebäudeausrüstung des gesamten
Gebäudes ist abgängig und muss komplett erneu-
ert werden.
Planungsgrundlagen:
Es liegt bereits eine Entwurfsplanung in Form
einer Entscheidungsunterlage-Bau (ES-Bau) vor
und wird den Bietern im Rahmen der Angebots-
aufforderung zur Verfügung gestellt. Die Verfas-
ser der ES-Bau sind grundsätzlich nicht vom
Teilnahmewettbewerb ausgeschlossen. Die Pla-
nung und der Ausbau erfolgen entsprechend den
aktuell gültigen Standards der BFR der Bundes-
wehr und auf Grundlage der Planungshilfe
für Gemeinschaftsunterkünfte der Bundeswehr
(BMVg, 09/2012). An die Materialqualitäten für
den Innenausbau werden ökonomische, ökologi-
sche und gesundheitliche Anforderungen in
Anlehnung an den Leitfaden für Nachhaltiges
Bauen (BMVBS, 04/2013) gestellt.
Leistungsbild:
Ziel dieses Vergabeverfahrens ist die Vergabe des
Leistungsbereiches Objektplanung Gebäude ab
LPH 3 (anteilig) bis LPH 8 gem. § 34 HOAI
i.V.m. der RBBau und der BFR der Bundeswehr.
Die Gesamtbaukosten für die Umsetzung der
Maßnahme belaufen sich auf ca. 4,8 Mio. Euro
brutto für die Kostengruppen 200 bis 600.
Projektdauer:
Der Auftrag umfasst zunächst die LPH 3 (antei-
lig) bis 5. Die Ausführungsplanung soll bei einer
voraussichtlichen Beauftragung im August 2014
bis Mai 2015 abgeschlossen werden. Es ist beab-
sichtigt, bei Fortsetzung der Maßnahme die LPH
6 bis 8 zu beauftragen.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 71240000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
Die zu vergebenen Leistungen auf Grundlage der
HOAI 2013 bestehen aus:
Objektplanung Gebäude gem. § 34 HOAI, LPH 3
(anteilig) bis LPH 8. Der geschätzte Auftragswert
liegt bei 290.000 Euro incl. Nebenkosten ohne
Umsatzsteuer.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Ja

Objektplanung Gebäude gem. § 34 HOAI, LPH 6
bis 8 in noch vom Auftraggeber festzulegenden
Stufen.

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:
Laufzeit: 9 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
Haftpflichtversicherung in Höhe von mindes-
tens: Personenschäden 512.000 Euro (pro Scha-
densfall), Sonstige Schäden: 154.000 Euro (pro
Schadensfall) bei einem in der EU zugelassenen
Haftpflichtversicherer oder Kreditinstitut. Versi-
cherungsnachweise bei Bewerbergemeinschaften
müssen von der Bewerbergemeinschaft oder
jedem Mitglied einzeln und die Deckungssum-
men in voller Höhe nachgewiesen werden. Es ist
der Nachweis zu erbringen, dass die Maximie-
rung der Ersatzleistung mindestens das 2-fache
der Versicherungssumme beträgt.

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: 
Die Vergütung erfolgt unter Zugrundelegung der
Honorarvorschriften der HOAI 2013. Die Zah-
lungsbedingungen richten sich nach den Allge-
meinen Vertragsbedingungen zu den Verträgen
für freiberuflich Tätige (AVB) gemäß Anhang 19
der Richtlinien für die Durchführung von Bau-
aufgaben des Bundes (RBBau). Weiterhin gilt das
Bürgerliche Gesetzbuch (BGB).

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: 
Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn je-
des Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet. Mehrfachbeteiligungen, 
d.h. parallele Beteiligung als Einzelbieter und
gleichzeitig als Mitglied einer Bietergemein-
schaft, sind unzulässig und werden ausgeschlos-
sen.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:
Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja
Der Auftragnehmer hat die gesetzlichen Bestim-
mungen und die Verwaltungsvorschriften für das
Öffentliche Bauwesen in der jeweils geltenden
Fassung zu beachten, insbesondere:
– die Richtlinien für die Durchführung von Bau-

aufgaben des Bundes (RBBau),
– das Vergabe- und Vertragsbuch für die Bau-

maßnahmen des Bundes (VHB),
– die Baufachlichen Richtlinien für die Durch-

führung von Baumaßnahmen der Bundeswehr
(BFR),

– die allgemeinen Umdrucke für Baumaßnah-
men der Bundeswehr,

– die Planungshilfe für Gemeinschaftsunter-
künfte der Bundeswehr (PLH).

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
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Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Der Bewerber hat den Teilnahmeantrag in Form
eines vollständig ausgefüllten und unterschriebe-
nen Bewerbungsbogens mit den geforderten
Erklärungen, Anlagen und Nachweisen zu den
Ziffern III.2.1 bis III.2.3 abzugeben. Die Anlagen
und Nachweise sind separat in der im Bewer-
bungsbogen vorgegebenen Reihenfolge geheftet
vorzulegen.

Der Bewerbungsbogen und die beigefügten Anla-
genvordrucke sind bei der in Ziff. I.1) genannten
Kontaktstelle anzufordern. Darüber hinaus ge-
hende Informationsunterlagen sind nicht er-
wünscht und werden nicht berücksichtigt.

Für den Fall einer Bietergemeinschaft und für
den Fall, dass der Bewerber beabsichtigt, sich bei
der Erfüllung des Auftrags der Kapazitäten ande-
rer Unternehmen zu bedienen (Nachunterneh-
mer), ist ein Bewerbungsbogen abzugeben, der
alle geforderten Erklärungen und Nachweise für
alle Mitglieder der Bietergemeinschaft bzw. für
alle Nachunternehmer enthält. Anlagen und
Nachweise, die sich nur auf ein Mitglied der Bie-
tergemeinschaft bzw. auf einen Nachunterneh-
mer beziehen, sind als solche kenntlich zu
machen.

Die Nachweise müssen aktuell, nicht älter als 12
Monate (bis auf Kammerurkunden, Diplom-
Urkunden und Referenzschreiben) und noch gül-
tig sein. Fremdsprachige Bescheinigungen be-
dürfen einer Übersetzung in die deutsche Spra-
che.

Ausländische Bewerber können an der Stelle der
geforderten Eignungsnachweise auch vergleich-
bare Nachweise vorlegen. Sie werden anerkannt,
wenn sie nach Maßgabe der Rechtsvorschriften
des Staates, in dem das Unternehmen ansässig ist,
erstellt wurden.

Geforderte Erklärungen und Nachweise:

1. Vollständig ausgefüllter und rechtsverbindlich
unterschriebener Bewerbungsbogen.

2. Eigenerklärung zu wirtschaftlichen und/oder
rechtlichen Verknüpfungen zu anderen Unter-
nehmen gem. § 4 Abs. 2 VOF.

3. Eigenerklärung zur beabsichtigten Zusammen-
arbeit mit Anderen in auf den Auftrag bezogen
relevanten Weise gem. § 4 Abs. 2 VOF.

4. Im Falle einer Bietergemeinschaft sind die
Auftragsanteile der Mitglieder zu benennen,
wobei jedes einzelne Mitglied seine Eignung für
die Leistung nachweisen muss, die es überneh-
men soll.

5. Im Falle einer Bietergemeinschaft ist eine Voll-
machtserklärung mit Benennung eines bevoll-
mächtigen Vertreters nachzuweisen (Vordruck
Anlage 1).

6. Im Falle der Einschaltung eines Nachunter-
nehmers sind die Auftragsanteile, die als Unter-
auftrag vom Auftragnehmer vergeben werden sol-
len, zu benennen.

7. Im Falle der Einschaltung eines Nachunter-
nehmers ist eine Verpflichtungserklärung nach 
§ 5 Abs. 6 VOF vorzulegen (Vordruck Anlage 2). 

8. Eigenerklärungen über das Nichtvorliegen von
Ausschlussgründen gem. § 4 Abs. 6 a-g VOF und
über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen
gem. § 4 Abs. 9 a-d VOF (Vordruck Anlage 3).

9. Namen und berufliche Qualifikation der Perso-
nen, die die Leistung im Auftragsfall tatsächlich
erbringen sollen gem. § 4 Abs. 3 VOF.

10. Nachweis der geforderten Qualifikation des
Bewerbers. Sofern es sich bei dem Bewerber um
eine juristische Person handelt, ist die Qualifika-
tion des verantwortlichen Berufsangehörigen
gem. § 19 Abs. 3 VOF (s. auch Ziff. III.3.2) nach-
zuweisen.

11. Nachweis über den Abschluss einer Berufs-
haftpflichtversicherung mit den unter Ziff.
III.1.1 genannten Deckungssummen gem. § 5
Abs. 4 a VOF.

Genauere Angaben und die zu verwendenden
Vordrucke entnehmen Sie bitte dem Bewer-
bungsbogen.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Bescheinigung über den Abschluss einer Berufs-
haftpflichtversicherung: Nachweis siehe unter
Ziff. III.2.1.

Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
Vgl. III.1.1

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Für den Nachweis der technischen Leistungsfä-
higkeit sind folgende Auskünfte zu erteilen:

1. Vorstellung von drei Projektbearbeitern des
Projektteams mit folgenden Angaben zu deren
Qualifikation gem. § 5 Abs. 5 a) VOF:

Ausbildung und berufliche Qualifikation, Berufs-
erfahrung, Bürozugehörigkeit in Jahren, Berufs-
erfahrung mit vergleichbaren Projekten, persön-
liche Referenzliste, Einbindung in die Referenz-
projekte, bisherige Zusammenarbeit des Projekt-
teams.

Studiennachweise und Fortbildungsnachweise
der für das Projekt vorgesehenen Mitarbeiter
sind in Kopie vorzulegen.

Detaillierte Angaben entnehmen Sie bitte dem
Bewerbungsbogen (Vordruck Anlage 7).

2. Vorstellung von max. drei mit der Bauaufgabe
vergleichbaren Referenzprojekten gem. § 5
Abs. 5 b) VOF. Darüber hinausgehende Projekt-
beispiele werden nicht berücksichtigt.

Aus den Referenzen soll die Qualifikation des
Bewerbers hinsichtlich der Erfahrung mit ver-
gleichbaren Projekten, Größenordnung und
Leistungsbereichen ersichtlich werden. Zudem
gehen in die Bewertungein die Erfahrungen mit
öffentlichen Auftraggebern, Schadstoffsanierun-
gen, Brandschutzmaßnahmen, innenräumlicher
Gestaltung und mit nachhaltigen Baustoffen. 

Die Referenzprojekte sind mit folgenden Anga-
ben einzureichen: Art der Baumaßnahme, Auf-
traggeber und Ansprechpartner, Referenzschrei-
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ben oder Eigenerklärung, Art und Umfang der
beauftragten Leistungen, Zeitraum der Leis-
tungserbringung, Projektkosten, Projektgröße,
Ausweis der Nachunternehmerleistungen, pro-
jektspezifische Kriterien.

Mindeststandard zu 1.:

Vorstellung des Projektleiters, eines Projektmit-
arbeiters und des Bauleiters mit jeweils Studien-
abschluss der Fachrichtung Architektur/Bau-
ingenieurwesen (Dipl.-Ing. TH/FH bzw. Mas-
ter/Bachelor) im Hochbau. Hiervon müssen alle
Projektbearbeiter mind. 5 Jahre Berufserfahrung
nachweisen.

Mindeststandard zu 2.:

Bei allen Referenzprojekten liegt der Leistungs-
zeitraum der LPH 3 bis 8 innerhalb der letzten
8 Jahre (2006 bis 2014). Mindestens ein Projekt
muss baulich fertiggestellt sein, d.h., die LPH 8
muss abgeschlossen sein (Stichtag: 04/2014).

Für alle Referenzen ist eine projektbezogene
Referenzbescheinigung oder Eigenerklärung ein-
zureichen.

Mit mindestens einem Referenzprojekt (A) ist die
Erfahrung mit der Planung und Realisierung
eines Unterkunftsgebäudes der Bundeswehr oder
eines Wohnheims mit ähnlicher Nutzung nach-
zuweisen.

Mit mindestens zwei Referenzprojekten ist die
Erfahrung mit der Planung und Realisierung ein-
erumfassenden Grundsanierung/Umbau nachzu-
weisen.

Für jedes Projekt hat eine Darstellung in Wort
und Bild (farbig) max. auf 4 Seiten DIN A 4 zu
erfolgen. Die Seiten sind jeweils zu nummerie-
ren, Seiten ab der Seite 5 werden nicht gewertet.
Die Referenzschreiben werden nicht zu den 4
Seiten gezählt. Bewerbungen per E-Mail oder Fax
sind nicht zulässig.

Die Referenzprojekte müssen dem Bewerber ein-
deutig zuzuordnen sein. Im Falle einer Bewerber-
gemeinschaft können die Referenzprojekte von
jedem Partner der Bewerbergemeinschaft einge-
reicht werden (insgesamt max. drei Referenzen
pro Bewerbergemeinschaft).

Detaillierte Angaben entnehmen Sie bitte dem
Bewerbungsbogen (Vordruck Anlage 8).

3. Angaben zur personellen Ausstattung des
Bewerbers während der letzten drei Jahre (2013,
2012, 2011); differenziert nach Ausbildung, Fach-
richtung und Bürozugehörigkeit der Mitarbeiter
und Führungskräfte gemäß § 5 Abs. 5 d) VOF.

Im Falle einer Bewerbergemeinschaft sind die
Mitarbeiterzahlen zu addieren. Im Falle der Ein-
schaltung eines Nachunternehmers können nur
die Mitarbeiter des Nachunternehmers hinzuge-
rechnet werden, die für den entsprechenden Leis-
tungsanteil eingesetzt werden.

4. Erläuterung über welche technische Büroaus-
stattung (DV-Geräte, Hard- und Software) der
Bewerber verfügt nach § 5 Abs. 5 e) VOF.

Genauere Angaben entnehmen Sie bitte dem
Bewerbungsbogen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand:

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: Ja

Als Berufsqualifikation gemäß § 19 VOF wird der
Beruf des Architekten für die Leistungen gem. 
§ 34 HOAI gefordert. Der Bewerber muss bauvor-
lageberechtigt nach § 67 der Hamburgischen
Bauordnung sein. Die für die Erbringung der
Leistung benannten müssen eine abgeschlossene
Fachausbildung als Dipl.-Ing. TH/FH bzw.
Bachelor/Master an Universitäten oder Fach-
hochschulen oder vergleichbare Berufserfahrung
aufweisen.

Juristische Personen sind zugelassen, wenn sie
für die Durchführung der Aufgabe verantwort-
liche Berufsangehörige benennen, die die an
natürliche Personen gestellten Anforderungen
erfüllen.

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung
verantwortlich sind: Ja

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: 

Geplante Zahl der Wirtschaftsteilnehmer:

Geplante Mindestzahl: 3, Höchstzahl: 5

Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern: 

Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie
anhand derA uskünfte und Formalien, die zur
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern,
die nicht ausgeschlossen wurden und die genann-
ten Anforderungen erfüllen, diejenigen aus, die
er zur Verhandlung auffordert. Dabei ist die
erreichte Punktzahl für die Auswahl maßgebend.
Die Auswahl erfolgt nach den für die technische
Leistungsfähigkeit (Bewertung der Referenzpro-
jekte und des Projektteams) vergebenen Punkten.
Genauere Angaben der zu vergebenen Punkte
entnehmen Sie bitte den Anlagen 7 und 8. Errei-
chen mehrere Bewerber die gleiche Punktzahl
und ist die Bewerberanzahl nach einer objektiven
Auswahl entsprechend der zugrunde gelegten
Kriterien größer als 5 Büros, behält sich die Ver-
gabestelle vor, die Teilnehmerzahl zu erhöhen
oder gem. § 10Abs. 3 VOF unter den verbliebe-
nen Bewerbern zu losen.
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IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 
Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zu erörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:
Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:
Kriterien Gewichtung
1. Honorar im Rahmen des geltenden

Preisrechts (HOAI 2013) 30 %
2. Darstellung Projektabwicklung/

Organisation 20 %
3. Projektbezogene Kosten- und

Terminverfolgung 20 %
4. Sicherstellung Planungs- 

und Ausführungszeitraum/
Objektüberwachung 15 %

5. Darstellung Energiekonzept/
Nachhaltiges Bauen/
Lebenszykuskosten 10 %

6. Projektbezogene Qualitätssicherung/
Dokumentation Leistungsphasen 5 %

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
4114 G 1001 - BBA VOF 2014/01

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung: –
Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:
28. April 2014, 00.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren
(Bewerbungsbogen mit Anlagen) sind in einem
verschlossenen Umschlag, deutlich sichtbar
gekennzeichnet mit der Auftragsbezeichnung, bis
zum Ablauf der Bewerbungsfrist auf dem Post-
weg an die Vergabestelle zu senden oder dem Auf-
traggeber direkt zu überreichen. Bewerbungen
per E-Mail oder Fax sind nicht zulässig.
Bitte beschriften Sie den Umschlag der Teilnah-
meanträge wie folgt: „VOF Vergabeverfahren,
Objektplanung Gebäude, Grundsanierung und
Umbau Unterkunftsgebäude W6, Helmut-
Schmidt Universität der Bundeswehr, Ham-
burg“. Der Teilnahmeantrag ist zu richten an:
Freie und Hansestadt Hamburg, Bundesbau-
abteilung, Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Deutschland.
Der für den Teilnahmeantrag zwingend zu
verwendende Bewerbungsbogen sowie die Anla-
genvordrucke sind unter der in Ziff. I.1) genann-
ten E-Mail-Adresse (PoststelleBundesbauabtei-
lung@bba.hamburg.de) anzufordern.
Der Bewerbungsbogen ist innerhalb der Bewer-
bungsfrist vollständig ausgefüllt und rechtsver-
bindlich unterschrieben einzureichen. Fehlende
Angaben und Unterlagen zu den Ausschluss-
gründen unter Pkt. 2 oder den Mindestanforde-
rungen unter Pkt. 3 des Bewerbungsbogens füh-
ren ebenso wie das Fehlen der Unterschrift auf
dem Bewerbungsbogen unmittelbar zum Aus-
schluss aus dem weiteren Verfahren.
Im Falle von Bewerbergemeinschaften oder der
Einschaltung von Nachunternehmern, ist ein
Bewerbungsbogen abzugeben, der alle geforder-
ten Erklärungen und Nachweise für alle Mitglie-
der der Bewerbergemeinschaft bzw. für alle Nach-
unternehmer enthält. Anlagen und Nachweise,
die sich nur auf ein Mitglied der Bewerberge-
meinschaft bzw. auf einen Nachunternehmer
beziehen, sind als solche kenntlich zu machen.
Es besteht kein Anspruch auf Rücksendung der
eingereichten Unterlagen.

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammern des Bundes 
beim Bundeskartellamt
Villemomblerstraße 76, 53123 Bonn,
Deutschland
Telefon: +49 / 228 94 99 - 0
Telefax:  +49 / 228 94 99 - 163

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen: 
Gemäß § 107 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekam-
mer ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag
ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr.1 GWB
unzulässig, wenn der Antragsteller den gerügten
Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabe-
verfahren erkannt und gegenüber dem Auftrag-
nehmer nicht unverzüglich gerügt hat. Die Rüge
gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie nicht
später als 14 Kalendertage nach Kenntnis des
behaupteten Verstoßes eingelegt wird.
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Des Weiteren ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB
der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn mehr
als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung des Auf-
traggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen,
vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt:

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Bundesbauabteilung, BBA 2

Postanschrift: 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, Deutschland

Telefax: +49 / 040 /4 27 92 - 12 00
E-Mail:
PoststelleBundesbauabteilung@bba.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

19. März 2014

Hamburg, den 19. März 2014

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Bundesbauabteilung – 231

Öffentliche Ausschreibung

Vergabenummer: 14 A 0090

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00,
Telefax: + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00
E-Mail: PoststelleBundesbauabteilung@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren: 

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabe: 14 A 0090 

Maßnahme: 4121 K 1252
Neugestaltung Einfriedungen u. Zufahrten

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: –

d) Art des Auftrages:

Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung: 

Bundeswehrkrankenhaus,
Lesserstraße 180,  22049 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung:

Allgemeine Merkmale der baulichen Anlage: Freitra-
gende Schiebetore ohne Schiene oder Laufrollen, Ver-
zinkung und zweifacher Beschichtung jeweils für Fahr-
bahn und Gehweg.

Art und Umfang der Leistung: Freitragende Schiebetore
mit E-Antrieb, mit Fundamenten und dazugehörigen
Erdarbeiten

Bereich Fahrbahn Öffnungsbreite 10,50 m,
1 Stück, Stabfüllung 30/20 mm
Bereich Gehweg Öffnungsbreite 5,00 m,
1 Stück, Stabfüllung 30/20 mm

Drehflügeltor Durchgangsbreite 1,50 m, 1 Stück

Gitterzaun Höhe 2,05 m Länge ca. 30 m

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

) Ausführungsfrist: 
Beginn der Ausführung: 26. Mai 2014
Fertigstellung der Leistungen bis: 26. August 2014

j) Nebenangebote: sind zugelassen

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:
bei Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
Bewerbungsschluss: 4. April 2014
Versand der Verdingungsunterlagen: 11. April 2014

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in
Papierform:
Höhe der Kosten: 10,– Euro
Zahlungsweise: Banküberweisung 
Bargeld, Schecks und Briefmarken werden nicht ange-
nommen!
Empfänger: siehe Buchstabe a)
Kontonummer: 1 027 210 333
BLZ: 200 505 50, Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210333
BIC-Code: HASPDEHHXXX
Verwendungszweck: 
Kauf der Verdingungsunterlagen 14 A 0090
Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine
Unterlagen.
Hinweis:
Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden,
wenn
– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-

geben wurde,
– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter-

lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle (siehe
Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers eingegan-
gen ist. 

Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind: Vergabe-
stelle, siehe Buchstabe a).

q) Angebotseröffnung: 
7. Mai 2014, 10.00 Uhr, 
Ort: siehe Buchstabe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

t) Rechtsform der Bietergemeinschaften: 
selbstschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Ver-
treter.

u) Nachweise zur Eignung:
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die Vor-
aussetzung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
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gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigen-
erklärungen (auch die der Nachunternehmen) durch
Vorlage der in der „Eigenerklärung zur Eignung“
genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu
bestätigen. 

Das Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung) ist
erhältlich.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3
VOB/A zu machen: keine

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 10. Juni 2014

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 450

Zur Überprüfung der Zuordnung zum 20 %-Kontingent
für nicht EU-weite Vergabeverfahren (§ 2 Nr. 6 VgV):

Vergabekammer (§ 104 GWB)

x) Sonstige Angaben:

Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt
erteilt: Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

Technische Fragen: Herr Zimmer
Telefon: 040 / 4 28 42 - 435

Hamburg, den 19. März 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Bundesbauabteilung – 232

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

II.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg

Postanschrift: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40 Einkauf/Vergabe,, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Kontaktstelle(n):

Zu Händen von Herrn Achim Schaar

Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 94
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/des
Auftraggebers: http://www.hamburg.de/schulbau/

Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Neubau Turnhalle mit Mehrzwecknutzung, Stadt-
teilschule Blankenese, Frahmstraße 15 a/b, 22587
Hamburg.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Bauauftrag

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: 

Stadtteilschule Blankenese, Frahmstraße 15 a/b,
22587 Hamburg.

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Neubau Turnhalle mit Mehrzwecknutzung, Stadt-
teilschule Blankenese, Frahmstraße 15 a/b, 22587
Hamburg, im Zeitraum Juni 2014 bis Juli 2015.

Hier: Wärmedämmverbundsysteme, Metallbau-
arbeiten, Dachdeckungsarbeiten, Trockenbauar-
beiten, Putzarbeiten, Stahlbauarbeiten.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 45214220

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: 

Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein
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II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:

Der Gesamtauftragswert für alle Lose wird auf 
356 550,– Euro inkl. Nebenkosten und ohne
Umsatzsteuer geschätzt.

Geschätzter Wert ohne MwSt: 356 550,– Euro.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung: 

Laufzeit: 13 Monate ab Auftragsvergabe.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind unter folgenden Be-
dingungen zugelassen: Bietergemeinschaften sind
zugelassen, wenn jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft gesamtschuldnerisch haftet und ein
Mitglied als Projektleiter und Ansprechpartner
dem Auftraggeber gegenüber benannt und mit
unbeschränkter Vertretungsbefugnis ausgestattet
wird.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifi-
kationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder Nachweis über den Eintrag im Han-
delsregister nach Maßgabe der jeweiligen
Rechtsvorschrift (nicht älter als 12 Monate).

– Eigenerklärung Richtlinie Schwere Verfehlun-
gen.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifi-
kationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder:

– Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben
(gültig und nicht älter als 12 Monate).

– Bescheinigung in Steuersachen (gültig und
nicht älter als 12 Monate).

– Umsätze aus den letzten drei Jahren (2010,
2011, 2012).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
– Verweis auf Eintragung im Verein für Präquali-

fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifi-
kationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder mindestens 3 Referenzen zu ver-
gleichbaren Leistungen nicht älter als fünf
Jahre.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden:  –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
SBH VOB EU 12/14 S

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Ja, Vorinformation
Bekanntmachungsnummer im ABl:
2014/S 008-008803 vom 11. Januar 2014 

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:
Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme: 15. April 2014,
12.00 Uhr.
Kostenpflichtige Unterlagen: Ja
Preis: 10,– Euro
Zahlungsbedingungen und -weise:
Banküberweisung; Schecks und Briefmarken
werden nicht angenommen.  
Empfänger: SBH Schulbau Hamburg 
Konto-Nr.: 201 015 29, BLZ: 200 000 00
IBAN: DE 25200000000020101529
BIC: MARKDEF1200
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg
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Verwendungszweck: 7005851, 
SBH VOB EU 12/14 S
Bitte geben Sie bei der Abforderung zwingend
das LOS oder die LOSE an, für welche Sie die
Unterlagen wünschen. Bitte beachten Sie, dass
der Betrag von 10,– Euro PRO LOS fällig wird.
Bei Abforderung der Unterlagen zu mehreren
Losen summiert sich der Betrag entsprechend
auf. Die Vergabeunterlagen werden nur versandt,
wenn der Nachweis über die Einzahlung vorliegt. 
Bei Bank- und Postüberweisung bitte gleichzeitig
ein Anforderungsschreiben an die Kontaktstelle,
per Telefax oder an die E-Mail Adresse senden.
Bitte nur eine der Varianten wählen.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge: 16. April 2014, 10.00
Uhr.

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: 
45 Tage ab dem Schlusstermin für den Eingang
der Angebote.

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 
Tag: 16. April 2014, 10.00 Uhr
Ort: An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Zimmer 005
Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Ja, Bieter und/oder ihre
Bevollmächtigten.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer bei der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt Hamburg
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland
Telefax: +49 / 40 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 
Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3

Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

SBH | Schulbau Hamburg,
Rechtsabteilung (U 1)

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Telefax: +49 / 40 / 4 27 92 - 71 20
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

13. März 2014

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auf-
traggeber: Neubau Turnhalle mit Mehrzwecknutzung,
Stadtteilschule Blankenese, Frahmstraße 15 a/b, 22587
Hamburg

Los-Nr. 1

Bezeichnung: Wärmedämmverbundsystem

1) Kurze Beschreibung:

Wärmedämmverbundsystem mit mineralischem
Dämmstoff, Farbgestaltung in Abstimmung mit
AG.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45442300
Ergänzende Gegenstände: 45321000

3) Menge oder Umfang: ca. 410 m2

Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 49 000,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: 

Laufzeit: 6 Monate ab Auftragsvergabe

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
ca. 1. und 2. Quartal 2015.

Eröffnungstermin: 16. April 2014, 10.00 Uhr.

Los-Nr. 2

Bezeichnung: Metallbau- und Verglasungsarbeiten

1) Kurze Beschreibung:

Pfosten-Riegel-Konstruktion im Foyerbereich,
umgekehrte Konstruktion (außenliegender Rie-
gel) im Hallenbereich; Aluminiumfesterkons-
truktionen.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)
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Hauptgegenstand: 45262670
Ergänzende Gegenstände: 45441000

3) Menge oder Umfang: 

Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 95 800,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: 

Laufzeit: 6 Monate ab Auftragsvergabe

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
ca. 4. Quartal 2014 und 1. Quartal 2015.

Eröffnungstermin: 16. April 2014, 10.20 Uhr.

Los-Nr. 3

Bezeichnung: Dachdeckungsarbeiten

1) Kurze Beschreibung:

Sattel- bzw. Pultdach als nicht hinterlüftete ein-
schalige Dachkonstruktion mit Bitumenabdich-
tung.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45261210

3) Menge oder Umfang: ca. 900 m2

Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 111 500,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: 

Laufzeit: 3 Monate ab Auftragsvergabe

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
ca. 4. Quartal 2014.

Eröffnungstermin: 16. April 2014, 10.40 Uhr.

Los-Nr. 4

Bezeichnung: Trockenbauarbeiten

1) Kurze Beschreibung:

Trennwände der Nebenräume durch Trockenbau-
wände mit teilweiser Brandschutzanforderungen.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45421146
Ergänzende Gegenstände: 45421141

45324000

3) Menge oder Umfang: 

Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 47 400,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: 

Laufzeit: 6 Monate ab Auftragsvergabe

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
ca. 1. und 2. Quartal 2015.

Eröffnungstermin: 16. April 2014, 11.00 Uhr.

Los-Nr. 5

Bezeichnung: Putzarbeiten

1) Kurze Beschreibung:

Innenputzarbeiten bei Porenbeton, Kalksand-
steinmauerwerk und tragenden Innenwänden.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45410000

3) Menge oder Umfang: 

Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 17 600,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: 

Laufzeit: 6 Monate ab Auftragsvergabe

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:
ca. 4. Quartal 2014 und 1. Quartal 2015.

Eröffnungstermin: 16. April 2014, 11.20 Uhr.

Los-Nr. 6

Bezeichnung: Stahlbauarbeiten

1) Kurze Beschreibung:

Stahlträger als Unterstützung der Primärkons-
truktion sowie einer Vordachkonstruktion.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45262410

3) Menge oder Umfang: 
ca. 13 bis 15 Tonnen verbauter Stahl.

Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 35 250,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: 

Laufzeit: 6 Monate ab Auftragsvergabe

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:
ca. 3. Quartal 2014 und 4. Quartal 2014.

Eröffnungstermin: 16. April 2014, 11.40 Uhr.

Hamburg, den 13. März 2014

Die Finanzbehörde 233

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg

Postanschrift: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40 Einkauf/Vergabe,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Kontaktstelle(n):

Zu Händen von: Frau Anna Schubert

Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 86
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/des
Auftraggebers: http://www.hamburg.de/schulbau/
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Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Zubau von Klassenräumen und 2 Zweifeld-Hal-
len – Gymnasium Hoheluft, Christian-Förster-
Straße 19-21 in Hamburg

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Bauauftrag

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: 

Christian-Förster-Straße 19-21, Hamburg.

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Zubau am Standort Christian-Förster-Straße 19-
21, hier das Gymnasium Hamburg-Hoheluft im
Zeitraum März 2014 bis Juli 2015. Hier:

– Gerüstbauarbeiten

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 45214220

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: 

Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für nur ein Los.

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:

Geschätzter Wert ohne MwSt: 110 000,– Euro.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung: 

Laufzeit: 16 Monate ab Auftragsvergabe.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind unter folgenden Bedin-
gungen zugelassen: Bietergemeinschaften sind
zugelassen, wenn jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft gesamtschuldnerisch haftet und ein
Mitglied als Projektleiter und Ansprechpartner
dem Auftraggeber gegenüber benannt und mit
unbeschränkter Vertretungsbefugnis ausgestattet
wird.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifi-
kationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder Nachweis über den Eintrag im Han-
delsregister nach Maßgabe der jeweiligen
Rechtsvorschrift (nicht älter als 6 Monate).

– Eigenerklärung Richtlinie Schwere Verfehlun-
gen (Formblatt beiliegend).

– Eigenerklärung Tariftreue und Mindestlohn.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifi-
kationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder:

– Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben
(gültig und nicht älter als 12 Monate).

– Bescheinigung in Steuersachen (gültig und
nicht älter als 12 Monate).



Dienstag, den 25. März 2014498 Amtl. Anz. Nr. 24

– Umsätze aus den letzten drei Jahren (2010,
2011, 2012).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifi-
kationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder Referenzen zu vergleichbaren Leis-
tungen nicht älter als fünf Jahre.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

SBH VOB EU 10/14 AS

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Ja

Vorinformation

Bekanntmachungsnummer im ABl: 
2013/S 154-267579 vom 7. August 2013

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme: 21. April 2014,
12.00 Uhr.

Kostenpflichtige Unterlagen: Ja

Preis: 10,– Euro

Zahlungsbedingungen und -weise:

Banküberweisung; Schecks und Briefmarken
werden nicht angenommen.  

Empfänger: Landesbetrieb Schulbau Hamburg 
IBAN: DE 25 00000000020101529
BIC: MARKDEF1200
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg
Verwendungszweck: 7005851, 
SBH VOB EU 08/14 AS

Bitte geben Sie bei der Abforderung zwingend
das LOS oder die LOSE an, für welche Sie die
Unterlagen wünschen. Bitte beachten Sie, dass
der Betrag von 10,– Euro pro Los fällig wird. Bei
Abforderung der Unterlagen zu mehreren Losen
summiert sich der Betrag entsprechend auf.
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt,
wenn der Nachweis über die Einzahlung vorliegt.
Bei Bank- und Postüberweisung bitte gleichzeitig
ein Anforderungsschreiben an die Kontaktstelle,
per Telefax oder an die E-Mail Adresse senden.
Bitte nur eine der Varianten wählen.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:
22. April 2014, 10.10 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: 
45 Tage ab dem Schlusstermin für den Eingang
der Angebote.

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 
Tag: 22. April 2014, 10.10 Uhr
Ort: An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Zimmer 004
Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Ja, Bieter und/oder ihre
Bevollmächtigten.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer bei der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt Hamburg
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland
Telefax: +49 / 40 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 
Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften
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im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

SBH | Schulbau Hamburg,
Rechtsabteilung (U 1)

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Telefax: +49 / 40 / 4 27 92 - 71 20
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung: –

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auf-
traggeber: Zubau von Klassenräumen und 2 Zweifeld-Hal-
len – Gymnasium Hoheluft, Christian-Förster-Straße 19-21
in Hamburg.

Los-Nr. 1

Bezeichnung: Gerüstbauarbeiten

1) Kurze Beschreibung: –

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45262100

3) Menge oder Umfang: ca. 5100 m² Fassadengerüst

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: 

Laufzeit: 12 Monate ab Auftragsvergabe

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 

Geplanter Ausführungszeitraum: Mai 2014 bis
Mai 2015. 

Hamburg, den 14. März 2014
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Öffentliche Ausschreibung

a) SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40 Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 86,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43,
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt

d) Öffentliche Ausschreibung

e) Ahrensburger Weg 12, 22359 Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH VOB Ö 18/14 AS

Zubau Klassen-, Fach- und Verwaltungsräumen

– LOS 1 Förderanlagen
behindertengerecht
3 Haltestellen
Kabine: Abmessungen in m 1,10 x 1,40 x 2,20

– LOS 2 Metallbauarbeiten
10 Stück Fensterelemente Alu ca. 16–21 m²

6 Stück Fensterelemente Alu ca. 10 m²
15 Stück Fensterelemente Alu ca. 1,5–3,2 m²

1 Stück Außentürelemente Stahl ca. 4,5 m²
7 Stück Außentürelemente Stahl ca. 2,5 m²
4 Stück Innentürelemente Stahl ca. 7 m²

– LOS 3  Rohbauarbeiten
1.450 m² Gerüstbau

462 m³ 65 t Betonarbeiten- + Stahlbeton
1.500 m² Innenmauerwerk, KS

540 m² Verblendmauerwerk
2.000 m² Innenputz
1.040 m² Schwimmender Estrich

115 m² Wandfliesen
57 m² Bodenfliesen
36 m² Natursteinboden

350 m² Pflasterarbeiten

– LOS 4 Starkstromanlagen
6.000 m Kabel

100 Stück Lautsprecher
150 Stück Steckdosen

3 Stück Unterverteilungen

– LOS 5 Sanitärarbeiten
38 m Trinkwasserleitung DN 32 im Erdreich
38 m Rohrgraben

120 m SML Schmutzwasser DN 10 - DN 50
40 m PPS Schmutzwasser DN 12 - DN 32
10 Stück Absperrarmaturen DN 20 - DN 32

1 Stück Wasserzähler, Filter, Druckminderer 
16 Stück WC-Anlagen 
20 Stück Waschbeckenanlagen

E-Durchlauferhitzer 11 kW
4 Stück Bodenabläufe 

g) Keine Planungsleistungen 

h) LOS 1 Förderanlagen
LOS 2 Metallbauarbeiten
LOS 3 Rohbauarbeiten
LOS 4 Starkstromanlagen
LOS 5 Sanitärarbeiten 

Angebote sind für einzelne Lose abzugeben 

i) Baubeginn: Mai 2014

Bauende: August 2015

j) Nebenangebote sind nicht zugelassen. 

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und
Einsichtnahme: vom 20. März 2014 bis 9. April 2014,
9.00 Uhr bis 15.00 Uhr, Anschrift siehe Buchstabe a).

l) Höhe des Kostenbeitrages: 10,– Euro.

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
SBH Schulbau Hamburg, 
Kontonummer: 201 015 29, BLZ: 200 000 00, 
IBAN DE 252 00000000020101529,
BIC MARKDEF1200,
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg,
Verwendungszweck: 7005851, SBH VOB Ö 18/14 AS

Bitte geben Sie bei der Abforderung zwingend das LOS
oder die LOSE an, für welche Sie die Unterlagen wün-
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schen. Bitte beachten Sie, dass der Betrag von 10,– Euro
pro Los fällig wird. Bei Abforderung der Unterlagen zu
mehreren Losen summiert sich der Betrag entsprechend
auf.

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt.  Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig ein Anforderungs-
schreiben an die Kontaktstelle, per Telefax oder an die
E-Mail Adresse senden. Bitte nur eine der Varianten
wählen. Auf der Anforderung bitte die Belegenheit, das
Los und die Vergabenummer angeben. 

m) Entfällt 

n) Die Angebote können Los 1 bis zum 10. April 2014 um
10.10 Uhr, Los 2 bis zum 10. April 2014 um 10.30 Uhr,
Los 3 bis zum 10. April 2014 um 10.50 Uhr, Los 4 bis zum
10. April 2014 um 11.10 Uhr und Los 5 bis zum 10. April
2014 um 11.30 Uhr eingereicht werden. 

o) Anschrift: 
SBH | Schulbau Hamburg,
U 40 Einkauf/Vergabe,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt Los 1 am
10. April 2014 um 10.10 Uhr, Los 2 am 10 April 2014 um
10.30 Uhr, Los 3 am 10. April 2014 um 10.50 Uhr, Los 4
am 10. April 2014 um 11.10 Uhr und Los 5 am 10. April
2014 um 11.30 Uhr. 

Anschrift: siehe Buchstabe o)

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 9. Mai 2014.
w) Beschwerdestelle:

FB SBH | Schulbau Hamburg,
Frau Gertrud Theobald, Geschäftsführerin 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 37
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Berichtigung
einer öffentlichen Ausschreibung

In der öffentlichen Ausschreibung SBH VOB Ö 13/14 A
vom 11. März 2014 (Amtl. Anz. S. 413) muss es unter Buch-
stabe f) richtig heißen:

„Die Sanierung soll in einzelnen Bauabschnitten erfol-
gen, während in den anderen Häusern der normale
Schulbetrieb aufrechterhalten wird. Die Häuser erhalten
neue auf die Flachdächer aufgesetzte Pultdächer aus
Holz mit Bitumeneindichtung und vorgehängte Fassa-
den aus Verblendmauerwerk bzw. aus großformatigen
Fassadenplatten. Die oberen Geschosse erhalten neue
Fluchttreppen im Außenbereich. Im Innenbereich wer-
den die Sanitärräume entkernt und neu geordnet. Die
Haustechnik wird komplett erneuert. Die Klassenräume
werden teilweise geringfügig umgebaut und erhalten
neue Bodenbeläge.“

Hamburg, den 19. März 2014
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